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Grundsätze

§ 1
Öffentliche Bestellung

(1) Personen, die nach diesem Gesetz vom Land Nordrhein-Westfalen bestellt sind, führen die 
Berufsbezeichnung „Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin“ oder „Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur“. Andere Personen dürfen diese Berufsbezeichnungen nicht führen. Soweit 
in diesem Gesetz sowie in den zugehörenden Rechtsverordnungen personenbezogene 
Bezeichnungen im Maskulinum stehen, wird diese Form verallgemeinernd verwendet und bezieht 
sich auf beide Geschlechter.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur übt einen freien Beruf aus; seine Tätigkeit ist 
kein Gewerbe. Als unabhängiger Träger der amtlichen Vermessungsverwaltung ist er neben den 
Behörden der Vermessungs- und Katasterverwaltung als beliehener Unternehmer zur Ausführung 
folgender Amtshandlungen berechtigt:
1. Liegenschaftsvermessungen nach § 12 Nummer 1 des Gesetzes über die Landesvermessung und
das Liegenschaftskataster in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 1. März 2005 (GV. NRW.
S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566), 
auszuführen,
2. Geobasisdaten im Auftrag der für die Führung der Geobasisdaten zuständigen Stellen gemäß § 5
des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster zur Nutzung amtlich 
bereitzustellen,
3. die Übereinstimmung des Nachweises des Liegenschaftskatasters mit der Örtlichkeit zu
bescheinigen oder zu beurkunden,
4. Anträge auf Vereinigung oder Teilung von Grundstücken öffentlich zu beglaubigen,
5. Tatbestände, die er durch vermessungstechnische Ermittlungen am Grund und Boden festgestellt
hat, mit öffentlichem Glauben zu beurkunden und
6. weitere ihm nach Gesetzen und Rechtsverordnungen des Landes zugewiesene Amtshandlungen
auszuführen.

(3) Er untersteht der Aufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen. Aufsichtsbehörde ist die 
Bezirksregierung, in deren Bezirk er sich gemäß § 8 niederlässt. Die für den Bürger und die 
Verwaltung erforderlichen Angaben zu jedem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur werden 
von der Aufsichtsbehörde bekanntgegeben.

(4) Er ist als privater Rechtsträger tätig und verpflichtet, sich gegen Haftpflichtgefahren 
angemessen zu versichern; das Land Nordrhein-Westfalen haftet nicht für Schäden, die aus der 
Berufsausübung des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs entstehen.

§ 2
Weitere Tätigkeiten

(1) Neben den Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 darf der Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieur
1. an der Erhebung der Geobasisdaten des Liegenschaftskatasters nach § 12 Nummer 2 des
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Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster und der Landesvermessung 
nach § 9 des Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster mitwirken,
2. unter Berufung auf seinen Berufseid als Sachverständiger in Angelegenheiten seiner
Berufsausübung tätig werden - die öffentlichen Bestellungen und Vereidigungen von 
Sachverständigen nach dem Baukammerngesetz vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 786), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Dezember 2008 (GV. NRW. S. 774), und der 
Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. April 2013 (BGBl. I S. 930), bleiben 
unberührt -,
3. Aufgaben wahrnehmen, die ihm durch Gesetze und Verordnungen des Bundes zugewiesen
wurden und
4. sonstige Tätigkeiten ausführen, zu denen er auf Grund seiner Ausbildung gemäß § 4 Absatz 2
Nummer 2 befähigt ist.

(2) Die Ausführung von Amtshandlungen soll überwiegen. Sie darf nicht durch die Tätigkeiten nach
Absatz 1 beeinträchtigt werden. Diese Tätigkeiten sind nicht den Amtshandlungen zuzuordnen.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur darf über die Berufstätigkeit nach Absatz 1 und §
1 Absatz 2 hinaus keinen weiteren Beruf ausüben.

§ 3
Allgemeine Berufspflichten

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat seinen Beruf selbstständig und 
eigenverantwortlich, gewissenhaft und unparteiisch auszuüben. Er hat sich jeder Tätigkeit zu 
enthalten, die mit dem Beruf oder mit dem Ansehen des Berufs unvereinbar ist. In Ausübung seines 
Berufs muss sein Verhalten der Achtung und dem Vertrauen entsprechen, die dem Beruf 
entgegengebracht werden.

(2) Er ist verpflichtet, über Angelegenheiten, die ihm in Ausübung seines Berufs anvertraut oder 
sonst wie bekannt werden, Schweigen zu bewahren, es sei denn, dass er von der Schweigepflicht 
entbunden ist oder seinen Verpflichtungen gegenüber der Aufsichtsbehörde nachkommen muss. Die
Pflicht zur Verschwiegenheit bleibt auch bestehen, wenn die Bestellung nach § 6 erloschen ist. Er 
muss die bei ihm eingesetzten Personen in gleicher Weise zur Verschwiegenheit verpflichten; die 
Verpflichtung ist zu dokumentieren.

(3) Regelungen anderer Gesetze und Verordnungen, die bei der Durchführung von Amtshandlungen
einzuhalten sind, bleiben unberührt, soweit aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist.

(4) Werbung ist ihm gestattet, soweit er damit in Inhalt und Form sachlich und berufsbezogen 
informiert.

(5) Er hat sich in dem für seine Berufsausübung erforderlichen Umfang fortzubilden.

(6) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat dafür zu sorgen, dass die für ihn aufgrund 
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dieses Gesetzes geltenden Berufspflichten auch von den bei ihm beschäftigten Personen, seinen 
Kooperationspartnern (§ 13) sowie sonstigen Vertragspartnern beachtet werden.

Teil 2 
Bestellung

§ 4
Bestellungsvoraussetzungen

(1) Auf Antrag bestellt die Aufsichtsbehörde eine Person zum Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur. Die Bestellung wird nach Ablegen des Berufseides mit der Aushändigung 
der Bestellungsurkunde wirksam.

(2) Zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur darf nur bestellt werden, wer
1. die Voraussetzungen zur Berufung in das Beamtenverhältnis gemäß § 7 Absatz 1 des
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), zuletzt geändert durch Artikel 15 
Absatz 16 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), erfüllt und
2. die Befähigung zur Laufbahn
a) des höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes besitzt und mindestens ein Jahr
Erfahrungen in der Ausführung von Liegenschaftsvermessungen erworben hat oder
b) des gehobenen vermessungstechnischen Dienstes besitzt und mindestens sechs Jahre
Erfahrungen in der Ausführung von Liegenschaftsvermessungen erworben hat.

§ 5
Versagungsgründe

Die Bestellung zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur ist einer Person zu versagen, die
1. nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ein Grundrecht verwirkt hat oder die
freiheitliche demokratische Grundordnung in strafbarer Weise bekämpft,
2. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht
besitzt,
3. ihre Beamtenrechte verloren hat oder aus dem öffentlichen Dienst entfernt worden ist,
4. sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, das sie unwürdig erscheinen lässt, den Beruf des
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs auszuüben,
5. nicht die persönliche Zuverlässigkeit für den Beruf des Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieurs hat und sich dieses aus Tatsachen ergibt,
6. infolge eines körperlichen Gebrechens, wegen Schwäche der geistigen oder körperlichen Kräfte
oder wegen einer Sucht nicht nur vorübergehend unfähig ist, den Beruf des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs ordnungsgemäß auszuüben,
7. in Vermögensverfall geraten ist,
8. Beamter ist, es sei denn, dass die Person Ehrenbeamter ist,
9. beabsichtigt, nach der Bestellung ihre Berufsausübung überwiegend auf Tätigkeiten nach § 2
Absatz 1 auszurichten oder über ihre Berufstätigkeit nach § 1 Absatz 2 und § 2 Absatz 1 hinaus 
einen weiteren Beruf auszuüben,
10. im Zeitpunkt der Antragstellung das 60. Lebensjahr vollendet hat,
11. in einem anderen Land zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur bestellt ist,



12. den Nachweis über die Haftpflichtversicherung oder über die vorläufige Deckungszusage auf
den Antrag zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung nach § 1 Absatz 4 nicht erbracht hat,
13. im Zusammenhang mit einer früheren Bestellung als Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
dem Land Beträge nach § 6 Absatz 4 und § 7 Absatz 8 noch nicht erstattet hat oder
14. auf Grund einer unanfechtbaren Aufhebung der Bestellung gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 3 nicht
mehr als Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur tätig sein darf. In Abhängigkeit vom Grund der
Aufhebung gilt dieser Versagungsgrund nur für mindestens zwei bis maximal zehn Jahre nach der 
unanfechtbaren Aufhebung der Bestellung.

§ 6
Erlöschen der Bestellung

(1) Die Bestellung zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur erlischt,
1. wenn die Aufsichtsbehörde seinem Antrag auf Verzicht schriftlich zugestimmt hat (Absatz 2),
2. im Falle seines Todes oder
3. mit der unanfechtbaren Aufhebung der Bestellung durch die Aufsichtsbehörde (Absatz 3).

(2) Will der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur auf seine Bestellung verzichten, so hat er 
dies bei der Aufsichtsbehörde schriftlich zu beantragen. Nach diesem Antrag darf er keine Anträge 
für Amtshandlungen mehr annehmen und soll begonnene Amtshandlungen ordnungsgemäß 
abschließen. Zusammen mit seinem Verzichtsantrag berichtet er der Aufsichtsbehörde schriftlich 
über den Bearbeitungsstand dieser Amtshandlungen. Die Aufsichtsbehörde stimmt dem 
Verzichtsantrag schriftlich zu, wenn alle Amtshandlungen durch ihn ordnungsgemäß abgeschlossen 
sind. Sie kann dem Verzichtsantrag ausnahmsweise auch vor dem Abschluss der Amtshandlungen 
zustimmen, wenn eine Abwicklung nach § 7 zweckmäßig oder der Abschluss der Amtshandlungen 
mit Einverständnis der Antragsteller anderweitig sichergestellt ist.

(3) Die Aufsichtsbehörde hat die Bestellung aufzuheben, wenn
1. diese durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt worden ist,
2. sich erst später ergibt, dass eine der Bestellungsvoraussetzungen nach § 4 nicht vorlag oder zum
Zeitpunkt der Bestellung Versagungsgründe nach § 5 nicht bekannt waren,
3. nach der Bestellung Gründe entsprechend § 5 Nummern 1, 2, 4, 5, 6, 8 oder 11 eingetreten sind,
4. der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur in Vermögensverfall geraten ist und dadurch die
ordnungsgemäße Berufsausübung nicht nur vorübergehend gefährdet wird oder
5. sich dies aus der Ahndung von Berufspflichtverletzungen nach § 15 ergibt.

(4) Ist im Falle des § 9 Absatz 7 die Bestellung bereits erloschen, verpflichtet die Aufsichtsbehörde 
einen anderen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur, die erforderlichen Arbeiten zur 
Behebung der Mängel gegen eine Aufwandserstattung auszuführen. Sie soll diese Kosten gegenüber
dem ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur geltend machen.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs die 
Erlaubnis erteilen, sich in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 „Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur in Ruhe“ zu nennen. Diese Berufsbezeichnung ist jedoch nicht im 
Zusammenhang mit einer anderen Berufsausübung zu verwenden. Sie kann mit seinem 



Einverständnis bis zu einem Jahr nach Erlöschen der Bestellung in der Kooperation nach § 13 
Absatz 1 Nummer 1 oder in seiner, an einen anderen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
übergebenen Geschäftsstelle mit aufgeführt werden. Entspricht das Verhalten des Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs in Ruhe nicht den Berufspflichten nach § 3 Absatz 1 Satz 2 oder 
3 oder § 3 Absatz 2 Satz 1, kann die Aufsichtsbehörde die Verwendung dieser Berufsbezeichnung 
untersagen.

(6) Die Aufsichtsbehörde entscheidet über die Verwendung und den sicheren Verbleib der die 
Berufsausübung betreffenden analogen Unterlagen und digitalen Daten und kann die hierfür 
erforderlichen Anordnungen treffen.

§ 7
Abwicklung

(1) Die Aufsichtsbehörde regelt die Abwicklung der noch nicht abgeschlossenen Amtshandlungen 
des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs, dessen Bestellung erloschen ist.

(2) Beginn und Abschluss der Abwicklung sowie die nach Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1 
Beauftragten sind von der Aufsichtsbehörde bekannt zu geben.

(3) Die Aufsichtsbehörde erstellt eine Übersicht aller noch nicht abgeschlossenen Amtshandlungen 
einschließlich der Bearbeitungsstände und informiert die Antragsteller und die betroffenen 
Katasterbehörden über die Abwicklung. Sie kann unter Festsetzung einer Aufwandserstattung 
hiermit auch eine andere geeignete Person beauftragen.

(4) Die noch nicht abgeschlossenen Aufträge zu den Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 sind nicht 
Gegenstand der Abwicklung. Hierüber kann die Aufsichtsbehörde oder die nach Absatz 3 Satz 2 
beauftragte Person die ihr bekannten Auftraggeber informieren, soweit diese Tätigkeiten nicht durch
den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur, dessen Bestellung erloschen ist, oder durch andere 
Stellen eigenverantwortlich weitergeführt werden.

(5) Die Aufsichtsbehörde beauftragt einen oder mehrere Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieure, die begonnenen Amtshandlungen zum Abschluss zu bringen. Ein 
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur darf den Auftrag nur aus einem wichtigen Grund 
ablehnen; über die Ablehnung entscheidet die Aufsichtsbehörde. Die Aufsichtsbehörde kann die 
Beauftragung jederzeit widerrufen.

(6) Der nach Absatz 5 beauftragte Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die Kosten für die 
gesamte Amtshandlung im eigenen Namen geltend zu machen. Einen bereits an den 
ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur gezahlten Vorschuss muss er sich 
dabei anrechnen lassen; dieser Vorschuss wird ihm von der Aufsichtsbehörde erstattet. Sind 
Leistungen des ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs bei der 
abschließenden Bearbeitung der Amtshandlung verwendet worden, so hat der Beauftragte diese 
Leistungsanteile zu beschreiben und der Aufsichtsbehörde die von ihr hierfür festgesetzten 
Gebührenanteile zu erstatten. Bedient sich der Beauftragte des Personals oder der Sachmittel der 



Geschäftsstelle des ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs, so hat er dies 
eigenverantwortlich abzugelten.

(7) Die mit der Abwicklung befassten Personen sind berechtigt, die Räume der Geschäftsstelle des 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs zu betreten; § 14 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Personen sind berechtigt, alle zur Abwicklung erforderlichen analogen Unterlagen und digitalen
Daten zu sichten und sicherzustellen.

(8) Abschließend stellt die Aufsichtsbehörde alle Kostenansprüche nach Absatz 6 Sätze 2 und 3 
zusammen und verrechnet sie gegeneinander. Der sich aus dieser Verrechnung ergebende 
Kostenanspruch ist dem ausgeschiedenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
beziehungsweise der Aufsichtsbehörde zu erstatten.

(9) Im Falle eines Insolvenzverfahrens hat die Aufsichtsbehörde in Abstimmung mit dem 
Insolvenzverwalter die Abwicklung der noch nicht abgeschlossenen Amtshandlungen zu betreiben 
und abschließend das Ergebnis nach Absatz 8 dem Insolvenzverwalter mitzuteilen.

Teil 3 
Berufsausübung

§ 8
Niederlassung

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur darf seinen Beruf nur von seinem 
Niederlassungsort in Nordrhein-Westfalen ausüben.

(2) Er muss am Niederlassungsort eine Geschäftsstelle einrichten und diese so ausstatten, dass eine 
ordnungsgemäße Berufsausübung gewährleistet ist. Er darf keine Zweigstellen errichten oder 
unterhalten.

(3) Er ist verpflichtet, die Verlegung seiner Geschäftsstelle der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen.

(4) Die Geschäftsstelle des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs gilt als sein Sitz im Sinne 
des § 52 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 
3786), für seine sowie ihn betreffende Amtshandlungen.

§ 9
Ausführung von Amtshandlungen

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat seine Amtshandlungen unter Beachtung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in einer der Sachlage und Zweckbestimmung entsprechenden 
wirtschaftlichen Weise sorgfältig und gewissenhaft auszuführen.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflichtet, Anträge zur Ausführung von 



Amtshandlungen anzunehmen, soweit nicht Gründe nach Absatz 3 vorliegen oder angemessene 
Vorschüsse oder Sicherheitsleistungen nach § 16 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. S. 524), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566), verweigert 
werden.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur muss die Annahme eines Antrags ablehnen, 
wenn
1. er durch ein ihm zugemutetes Verhalten seine Berufspflichten verletzen würde,
2. ein Ausschließungsgrund nach § 20 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566), vorliegt,
3. die Aufsichtsbehörde aufgrund von Rückständen bei der Ausführung von Amtshandlungen
verfügt hat, weitere Anträge abzulehnen oder
4. er sich aus anderen Gründen befangen fühlt.

Im Zweifelsfall entscheidet die Aufsichtsbehörde, ob der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur 
einen Antrag annehmen muss.

(4) Lehnt der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur die Annahme eines Antrages nach den 
Absätzen 2 oder 3 ab oder kann er eine beantragte Amtshandlung nicht in angemessener Zeit 
ausführen, so hat er dies dem Antragsteller unverzüglich mitzuteilen.

(5) Er ist verpflichtet, alle Amtshandlungen so auszuführen, dass sie geeignet sind, dem 
Geobasisinformationssystem gemäß dem Gesetz über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster zu dienen.

(6) Die im Rahmen der Amtshandlungen nach dem Gesetz über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster erstellten Vermessungsschriften sind unmittelbar nach ihrer Erstellung bei 
den für die Führung der Geobasisdaten zuständigen Stellen einzureichen. Ergebnisse sonstiger 
Tätigkeiten sind, soweit sie der Aktualisierung des Geobasisinformationssystems dienen können, 
den zuständigen Stellen abweichend von § 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Landesvermessung und
das Liegenschaftskataster unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

(7) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat Mängel in der Ausführung seiner 
Amtshandlungen auf seine Kosten zu beheben. Dies gilt auch dann, wenn die Vermessungsschriften
schon in das Geobasisinformationssystem übernommen worden sind. Stellt die für die Führung der 
Geobasisdaten zuständige Stelle schwerwiegende Mängel fest oder fehlen wesentliche Unterlagen, 
so sollen die gesamten Vermessungsschriften dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur zur 
Behebung der Mängel oder zur Vervollständigung zurückgegeben werden, soweit er dafür die 
Verantwortung trägt. In Streitfällen entscheidet die für die Sachentscheidung zuständige 
Aufsichtsbehörde in Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs.

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14041&vd_back=N566&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2378&vd_back=N602&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14041&vd_back=N566&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2335&vd_back=N524&sg=0&menu=1


§ 10
Vergütung

(1) Für die Vergütung der Amtshandlungen gelten die §§ 6, 8 und 23 des Gebührengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen nicht.

(2) Diese Amtshandlungen sind mit den Gebührensätzen für dieselben Amtshandlungen der 
Vermessungs- und Katasterbehörden zu vergüten.

§ 11
Fachkräfte

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur soll sich der Mitwirkung geeigneter, bei ihm 
vertraglich beschäftigter Fachkräfte bedienen. Eine wirksame persönliche Überwachung der 
Arbeiten durch den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur muss gewährleistet sein.

(2) Außerhalb dieses Beschäftigungsverhältnisses dürfen die Fachkräfte keine selbstständige 
Tätigkeit entsprechend § 2 Absatz 1 ausüben.

(3) Vermessungsarbeiten für Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 Nummern 1 und 5 darf der 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur nur einer Fachkraft übertragen, für die von der 
Aufsichtsbehörde eine Vermessungsgenehmigung erteilt wurde.

(4) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist berechtigt, Nachwuchskräfte für den 
Vermessungsberuf nach den hierfür ergangenen Rechts- und Verwaltungsvorschriften auszubilden.

(5) Er hat über jede bei ihm vertraglich beschäftigte Fachkraft oder auszubildende Person eine 
Personalakte zu führen.

§ 12
Vertretung

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur kann für seine Vertretung sorgen, wenn er durch 
Urlaub, Krankheit oder aus anderen unaufschiebbaren Gründen gänzlich verhindert ist, seinen Beruf
auszuüben. Bei einer Verhinderung von mehr als einer Woche muss er für seine Vertretung sorgen 
und dies der Aufsichtsbehörde umgehend anzeigen. Eine Vertretung von mehr als vier Wochen 
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(2) Als Vertreter kann benannt werden
1. ein im Land Nordrhein-Westfalen Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur oder
2. eine andere Person, die die Bestellungsvoraussetzungen gemäß § 4 Absatz 2 erfüllt und bei der
keine dem § 5 Nummern 1 bis 6, 8, 13 oder 14 entsprechenden Versagungsgründe vorliegen. Vor 
Beginn der erstmaligen Vertretung hat sie den Berufseid bei der Aufsichtsbehörde zu leisten. Für die
Dauer dieser Vertretung gilt dieses Gesetz für diese Person entsprechend.

(3) Kommt der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 
oder 3, nicht nach, so hat die Aufsichtsbehörde einen Vertreter von Amts wegen zu bestellen. Der 



Vertreter darf seine Bestellung nur aus einem wichtigen Grund ablehnen; über die Ablehnung 
entscheidet die Aufsichtsbehörde. Die Bestellung kann widerrufen werden.

(4) Der Vertreter bedient sich der Geschäftsstelle des Vertretenen. Er darf einen Antrag nicht 
annehmen, wenn er oder der Vertretene ihn nach § 9 Absatz 2 oder 3 ablehnen müsste. Für eine 
Amtspflichtverletzung des Vertreters haftet der Vertretene dem Geschädigten.

§ 13
Kooperationen

(1) Die in Nordrhein-Westfalen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure dürfen sich nur wie 
folgt durch einen schriftlichen Vertrag zur Berufsausübung zusammenschließen. Sie dürfen
1. gemeinsam eine Geschäftsstelle zur Berufsausübung nach den §§ 1 und 2 einrichten
(Bürogemeinschaft). Amtshandlungen sind jedoch durch jeden Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur eigenverantwortlich auszuführen. Abweichend von § 11 Absatz 1 Satz 1 
können die Fachkräfte auch bei der Bürogemeinschaft vertraglich beschäftigt sein. Die Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure der Bürogemeinschaft vertreten sich gegenseitig und die 
Anzeigepflicht gemäß § 12 Absatz 1 Satz 2 entfällt, soweit der Aufsichtsbehörde kein anderer 
Vertreter mitgeteilt wird.
2. sich ohne die Einrichtung einer gemeinsamen Geschäftsstelle bei der Ausführung von
Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 unterstützen, indem bei anderen Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren beschäftigte Fachkräfte zur Abarbeitung von eigenen Auftragsüberhängen 
oder zum Zweck der Einführung neuer Verfahren und Techniken gelegentlich eingesetzt werden. 
Die eigenverantwortliche Ausführung der Amtshandlungen muss gewahrt bleiben; § 11 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. Berufspflichten, insbesondere § 3 Absatz 4 und § 8 Absatz 2 Satz 2 dürfen 
hierdurch nicht verletzt werden.
3. sich bei Tätigkeiten nach § 2 auch außerhalb der Bürogemeinschaft mit anderen natürlichen
Personen zusammenschließen, soweit ihre selbstständige, eigenverantwortliche und unparteiische 
Berufsausübung gewahrt bleibt. Zu deren Gewährleistung ist von den Kooperationspartnern eine 
angemessene Versicherung gegen Haftpflichtgefahren abzuschließen. Die Tätigkeiten nach § 2 
dürfen in keinem Zusammenhang mit eigenen Amtshandlungen des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs stehen, insbesondere sind hierbei § 3 Absatz 4 und § 8 Absatz 2 Satz 2 zu 
beachten. Die Verpflichtung gemäß § 8 Absatz 1 sowie die Verpflichtung, dass die Fachkräfte 
gemäß § 11 Absatz 1 Satz 1 bei ihm vertraglich beschäftigt sein müssen, gelten für diese 
Kooperationen nicht.
4. bei der Ausstattung der Geschäftsstelle mit Hard- und Software sowie Vermessungsinstrumenten
auch mit anderen kooperieren. Die Verantwortung für deren ordnungsgemäße Verwendung obliegt 
dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur.

(2) Die Gründung und Auflösung der Kooperation ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Auf Verlangen der Aufsichtsbehörde hat der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur 
ihr den Kooperationsvertrag sowie weitere geeignete Unterlagen zur Überprüfung der Kooperation 
vorzulegen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Kooperation untersagen, wenn die ordnungsgemäße 



Berufsausübung nicht gewährleistet ist, insbesondere die in Absatz 1 aufgeführten Bedingungen 
oder die Informationspflichten gemäß Absatz 2 oder die Pflicht nach § 3 Absatz 6 nicht erfüllt 
werden.

Teil 4 
Aufsicht

§ 14
Wahrnehmung der Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde überwacht den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur in seiner 
Berufsausübung nach § 1. Auf Anforderung der Aufsichtsbehörde unterstützt die jeweilige 
Fachbehörde sie bei ihrer Wahrnehmung der Aufsicht über Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 
Nummer 6. Die Aufsicht muss von einer Beamtin oder einem Beamten geleitet werden, die oder der
dem höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst angehört. Die Wahrnehmung der Aufsicht 
durch die Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen gemäß dem Baukammerngesetz bleibt 
unberührt.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann allgemeine oder besondere Weisungen erteilen, um die recht- und 
zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben zu sichern.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde persönlich 
sachgemäße Auskünfte über seine Berufsausübung gemäß § 1 zu geben und ihren Beauftragten 
während der Geschäftsstunden Zutritt zur Geschäftsstelle und entsprechende Einsicht in die 
Geschäftsvorgänge zu gewähren. Diese Verpflichtung gilt auch für Tätigkeiten nach § 2, soweit dies
für die Prüfung der Einhaltung der Berufspflichten des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs
erforderlich ist. Ist der Zugang zu den Räumen der Geschäftsstelle nur über eine Wohnung möglich,
wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 des Grundgesetzes vom 
23. Mai 1949 (BGBl. III Gliederungsnummer 100-1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1478), insoweit eingeschränkt. Die Auskunftspflicht umfasst alle für 
die Prüfung durch die Aufsichtsbehörde benötigten Informationen; erforderliche analoge und 
digitale Daten oder Materialien (Unterlagen) sind der Aufsichtsbehörde im Original oder in Kopie 
zur Verfügung zu stellen.

(4) Gerichte und Behörden sowie andere öffentliche und private Stellen haben personenbezogene 
Daten, die für die Versagung oder Aufhebung der Bestellung, für den Widerruf einer 
Vermessungsgenehmigung sowie für ein Verfahren wegen Verletzung der Berufspflichten 
erforderlich sind, der Aufsichtsbehörde zu übermitteln, soweit hierdurch schutzwürdige Belange des
Betroffenen nicht beeinträchtigt werden oder das öffentliche Interesse das Geheimhaltungsinteresse 
des Betroffenen überwiegt. Die Übermittlung unterbleibt, wenn besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen entgegenstehen.

(5) Die Aufsichtsbehörde informiert die Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen über die 
Bestellung von Personen nach § 1, das Erlöschen deren Bestellung, die Einleitung und den 
Abschluss der Abwicklung deren Amtshandlungen, die Gründung und die Auflösung von 



Kooperationen nach § 13 sowie getroffene Ahndungsmaßnahmen nach § 15 Absatz 1. Die 
Ingenieurkammer-Bau Nordrhein-Westfalen teilt der Aufsichtsbehörde die Einleitung, den 
Abschluss und das Ergebnis berufsgerichtlicher Verfahren sowie ihr bekannt gewordene für die 
Aufsicht bedeutsame Sachverhalte mit.

(6) Mit Beginn der Bestellung führt die Aufsichtsbehörde eine Personalakte über den Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur.

(7) Für den sich aus der Berufsausübung des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs 
ergebenden Aufwand des Landes, der nicht durch Gebühren abgegolten ist, wird von jedem 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur ein jährlicher Kostenbeitrag erhoben.

§ 15
Ahndung von Berufspflichtverletzungen

(1) Die Aufsichtsbehörde ahndet schuldhafte Berufspflichtverletzungen des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs durch
1. die Erteilung eines Verweises,
2. die Festsetzung einer Geldbuße bis zu 20 000 Euro oder
3. die Aufhebung der Bestellung.

(2) Bei schuldhaften Verstößen gegen das Kostenrecht soll die Geldbuße den mittelbaren oder 
unmittelbaren wirtschaftlichen Vorteil, den der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur aus der 
Berufspflichtverletzung gezogen hat, übersteigen. Reicht das Höchstmaß gemäß Absatz 1 Nummer 
2 hierzu nicht aus, so kann es überschritten werden.

(3) Wenn die ordnungsgemäße Berufsausübung des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs 
nicht mehr gewährleistet ist, ist die öffentliche Bestellung auch ohne vorherige 
Ahndungsmaßnahmen nach Absatz 1 Nummern 1 oder 2 aufzuheben.

§ 16
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. die Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 oder § 6 Absatz 5 führt, ohne hierzu berechtigt zu sein,
2. die Ausführung von Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 im eigenen Namen anbietet oder
abrechnet, ohne hierzu berechtigt zu sein oder
3. den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur zu einer Unterschreitung der durch
Rechtsverordnung (§ 19 Nummer 4) festgelegten Vergütung auffordert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 können alle unberechtigt erstellten analogen und 
digitalen Unterlagen eingezogen oder vernichtet werden.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 



Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602),
zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786), ist die 
Aufsichtsbehörde.

(5) Ist zum Tatbestand einer Ordnungswidrigkeit auch ein strafrechtliches Verfahren eingeleitet 
worden, so kann die Aufsichtsbehörde das Verfahren zurückstellen und über die 
Ordnungswidrigkeit unter Berücksichtigung des Ergebnisses des strafrechtlichen Verfahrens 
entscheiden. § 21 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleibt unberührt.

Teil 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 17
Übergangsbestimmungen

(1) Der bisher in Nordrhein-Westfalen zugelassene Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur gilt 
als bestellt im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnene Abwicklungen werden nach dem bisherigen 
Berufsrecht weitergeführt.

(3) Berufspflichtverletzungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen wurden, sind nach 
dem bisherigen Berufsrecht zu ahnden.

§ 18
Anhörung der Berufsvertretungen

Die Berufsvertretungen der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure sollen bei der 
Vorbereitung allgemeiner Regelungen der Rechtsverhältnisse der Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure gehört werden.

§ 19
Rechtsverordnungen

Das für dieses Berufsrecht zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu 
regeln:
1. Einzelheiten der Beleihung, insbesondere bezüglich des Verfahrens der Bestellung (§ 4 Absatz 1),
des Einsatzes von Fachkräften (§ 11), der Inhalte und der Form der Bekanntgaben (§ 1 Absatz 3 
Satz 2 und § 7 Absatz 2) sowie der Inhalte und der Führung der Personalakten (§ 11 Absatz 5 und § 
14 Absatz 6).
2. Einzelheiten der Berufsausübung, insbesondere bezüglich der Ausstattung der Geschäftsstelle (§
8 Absatz 2), der Geschäftsführung zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Berufsausübung, der
Werbung (§ 3 Absatz 4), des Umfangs und der Höhe der Haftpflichtversicherung (§ 1 Absatz 4), der
Höhe und des Verfahrens für die Erhebung des Kostenbeitrages (§ 14 Absatz 7) sowie der 
Stundung, Niederschlagung und des Erlasses von Forderungen (§ 19 Satz 2 des Gebührengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen).
3. Einzelheiten der Aufsicht, insbesondere bezüglich deren Wahrnehmung (§ 14) einschließlich der



sich daraus ergebenden Pflichten des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs (§ 14 Absatz 3) 
und anderer Stellen (§ 14 Absatz 4) sowie des Maßes und der Verfahren der Ahndungen von 
Berufspflichtverletzungen (§ 15) und der Verfahren beim Erlöschen der Bestellung (§ 6).
4. die Vergütung (§ 10).

§ 20
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2018
außer Kraft.

(2) Die Berufsordnung für die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure/Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen in Nordrhein-Westfalen - ÖbVermIng BO NRW - vom 15. Dezember 
1992 (GV. NRW. S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. 
NRW. 2013 S. 566), tritt gleichzeitig außer Kraft.

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung

Der Finanzminister

Der Justizminister 
zugleich für den Minister 

für Inneres und Kommunales

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr
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Durchführungsverordnung

zum Gesetz über die 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure

in Nordrhein-Westfalen
(DVOzÖbVIG NRW)

Vom 9. September 2014

Auf Grund des § 19 Nummer 1 bis 3 des Gesetzes über die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen vom 1. April 2014 (GV. 
NRW. S. 256) wird vom Ministerium für Inneres und Kommunales verordnet:
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Abschnitt 1
Beleihung

§ 1
Bestellungsverfahren
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(1) Die Bestellung zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur ist bei der Aufsichtsbehörde zu 
beantragen, in deren Bezirk die Niederlassung erfolgen soll.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1. der Staatsangehörigkeitsnachweis gemäß § 4 Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure in Nordrhein-Westfalen (ÖbVIG
NRW) vom 1. April 2014 (GV. NRW. S. 256),
2. der Nachweis über seine Befähigung zur Laufbahn und die Bescheinigung über die Erfahrungen 
nach § 4 Absatz 2 Nummer 2 ÖbVIG NRW,
3. ein ausgefüllter Personalbogen.
Die Nachweise und Bescheinigungen nach Nummer 1 und 2 sollen der Aufsichtsbehörde in Form 
von amtlich beglaubigten Kopien vorgelegt werden.

(3) Vor der Bestellung ist der Aufsichtsbehörde zusätzlich ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis 
mit der Feststellung, dass der Antragsteller körperlich und geistig für den Beruf des Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs geeignet ist, vorzulegen. Zudem ist die Übersendung eines 
Führungszeugnisses zur Vorlage bei der Aufsichtsbehörde nach dem Bundeszentralregistergesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. September 2013 (BGBl. I S. 3556) geändert 
worden ist, zu beantragen.

(4) Sind zum Zeitpunkt der Bestellung die Unterlagen nach den Absätzen 2 und 3 nicht vollständig 
oder Unterlagen nach Absatz 3 älter als ein halbes Jahr, ist der Antrag erneut mit aktuellen 
Zeugnissen nach Absatz 3 vorzulegen.

(5) Der Antragsteller hat vor Aushändigung der Bestellungsurkunde die vorläufige 
Deckungszusage auf den Antrag zum Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung (§ 5) 
vorzulegen und nachzuweisen, dass er die Verwaltungsgebühr für die Bestellung zum Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur entrichtet sowie die Einzugsermächtigung für den Kostenbeitrag 
gemäß § 6 erteilt hat.

(6) Der im Bestellungsverfahren vom Antragsteller zu leistende Berufseid lautet: 
„Ich schwöre, die verfassungsmäßige Ordnung zu wahren und die Pflichten eines Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs gewissenhaft und unparteiisch zu erfüllen. So wahr mir Gott 
helfe.“

Der Berufseid kann auch ohne die Worte „So wahr mir Gott helfe“ geleistet werden. Lehnt ein 
Antragsteller aus Glaubens- oder Gewissensgründen die Ablegung eines Eides ab, so kann er an 
Stelle der Worte„Ich schwöre“ die Worte „Ich gelobe“ oder eine andere Beteuerungsformel 
sprechen. Der zu Vereidigende ist in angemessener Weise auf die Bedeutung des Berufseides 
hinzuweisen. Die Eidesformel ist dem zu Vereidigenden vorzulesen, dieser hat den Berufseid durch 
Nachsprechen der Eidesformel mit erhobener rechter Hand zu leisten. Über die Vereidigung ist 
eine Niederschrift zu fertigen.

(7) Die Bestellungsurkunde ist von der Aufsichtsbehörde auszufertigen und dem Antragsteller nach 
der Vereidigung gegen Empfangsbescheinigung auszuhändigen. 

(8) Jedem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur ist landesweit eine eindeutige Nummer 
(ÖbVI-Nummer) zuzuordnen. 

§ 2
Vermessungsgenehmigungen
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(1) Dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur sind auf Antrag bis zu sechs 
Vermessungsgenehmigungen gemäß § 11 Absatz 3 ÖbVIG NRW nach den Vorgaben der 
folgenden Absätze durch die Aufsichtsbehörde zu erteilen. Er darf jedoch, auch in den Fällen nach 
Absatz 7 Nummer 3 und 4, nicht mehr als vier Personen mit Vermessungsgenehmigungen 
gleichzeitig zu örtlichen Vermessungsarbeiten für Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 5 ÖbVIG NRW einsetzen.

(2) Die Verantwortung für die Vermessungsarbeiten, die Befugnis zur Aufnahme der Niederschrift 
gemäß § 21 Absatz 4 des Vermessungs-und Katastergesetzes vom 1. März 2005 (GV. NRW. S. 
174), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 (GV. NRW. S. 256) geändert 
worden ist, sowie die Beurkundung obliegt allein dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur.

(3) Die Vermessungsgenehmigung ist durch die Aufsichtsbehörde zu versagen, wenn für die 
Fachkraft Versagungsgründe entsprechend § 5 Nummer 1 bis 3 oder § 11 Absatz 2 ÖbVIGNRW 
vorliegen. Sie kann die Vermessungsgenehmigung versagen, wenn Versagungsgründe im Sinne des 
§ 5 Nummer 4 und 5 ÖbVIGNRW vorliegen.

(4) Voraussetzung für die Erteilung der Vermessungsgenehmigung ist, dass die Fachkraft
1. die Befähigung zur Laufbahn des höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienstes oder 
des gehobenen vermessungstechnischen Dienstes besitzt,
2. ein Studium mit vermessungstechnischer Ausrichtung oder die Ausbildung zum staatlich 
geprüften Techniker - Fachrichtung Vermessungstechnik - erfolgreich abgeschlossen hat und 
zusätzlich Erfahrungen in der Ausführung von Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
ÖbVIG NRW durch eine mindestens einjährige Mitwirkung erworben hat oder
3. als Vermessungstechniker Erfahrungen in der Ausführung von Amtshandlungen nach § 1 Absatz 
2 Nummer 1 ÖbVIGNRW durch eine mindestens vierjährige Mitwirkung erworben hat.

(5) Dem Antrag des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs auf Erteilung einer 
Vermessungsgenehmigung ist für die Fachkraft ein Personalbogen, amtlich beglaubigte Kopien 
von Urkunden zum Nachweis des Ausbildungsabschlusses, soweit erforderlich der Nachweis über 
die vermessungstechnische Mitwirkung gemäß Absatz 4 Nummer 2 und 3 sowie der Arbeitsvertrag 
zwischen dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur und der Fachkraft beizufügen. Zudem 
ist die Übersendung eines Führungszeugnisses zur Vorlage bei der Aufsichtsbehörde nach dem 
Bundeszentralregistergesetz zu beantragen. Die erforderlichen Erfahrungen bei der Ausführung von 
Liegenschaftsvermessungen gelten als erworben, wenn die zur Ausführung von 
Liegenschaftsvermessungen befugten Stellen dies bescheinigen. 

(6) Die Vermessungsgenehmigung erlischt, wenn
1. der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur sie zurückgibt,
2. die Bestellung zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur, dem sie erteilt wurde, erlischt,
3. das vertragliche Beschäftigungsverhältnis mit dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
beendet wird oder
4. sie von der Aufsichtsbehörde aus Versagungsgründen nach Absatz 3 oder wegen nicht 
ordnungsgemäßer Nutzung widerrufen wird. 
Im Falle der Nummer 3 hat der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur die Aufsichtsbehörde 
entsprechend zu informieren.

(7) Die einem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur erteilte Vermessungsgenehmigung gilt 
auch für 
1. seine Vertretung (§ 12 ÖbVIG NRW),
2. die mit der Abwicklung beauftragten Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure (§ 7 ÖbVIG
NRW), 
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3. den Kooperationspartner in einer Bürogemeinschaft (§ 13 Absatz 1 Nummer 1 ÖbVIG NRW) 
oder 
4. die Kooperation nach § 13 Absatz 1 Nummer 2 ÖbVIG NRW. 
Im Falle des Absatzes 6 Nummer 2 wird das Erlöschen der Vermessungsgenehmigung für den 
Zeitraum der Abwicklung nach Nummer 2 ausgesetzt. Für die Kooperation nach Nummer 4 bezieht 
sich die Geltung nur auf eineVermessungsgenehmigung.

(8) Personen, die den Vorbereitungsdienst zum höheren vermessungstechnischen 
Verwaltungsdienst oder zum gehobenen vermessungstechnischen Dienst beim Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur absolvieren, dürfen unter Leitung und Aufsicht des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs Vermessungsarbeiten für Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 5 ÖbVIG NRW durchführen. Auszubildende dürfen nur zu Ausbildungszwecken unter Leitung 
und Aufsicht des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs in geringerem Umfang mit 
Vermessungsarbeiten einfacher Art für Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 5 
ÖbVIG NRW betraut werden.

§ 3

Bekanntgaben

(1) Das für dieses Berufsrecht zuständige Ministerium stellt folgende Angaben zu jedem in 
Nordrhein-Westfalen bestellten Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur für die Öffentlichkeit 
im Internet zur Einsicht bereit:
1. den Namen, Vornamen und gegebenenfalls Titel des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs,
2. die Anschrift der Geschäftsstelle einschließlich der Telefon- und Faxnummer, sowie die E-Mail-
Adresse, soweit der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur dem nicht widerspricht,
3. die ÖbVI-Nummer (§ 1 Absatz 8) und
4. die Angaben zur Abwicklung gemäß § 7 Absatz 2 ÖbVIG NRW.

(2) Ergänzend zu Absatz 1 sind Angaben zu den Vermessungsgenehmigungen oder zu 
Bürogemeinschaften den Katasterbehörden über einen Internetzugang zur Einsicht bereitzustellen. 
Soweit darüber hinaus Angaben (zum Beispiel zur Vertretung) benötigt werden, können diese bei 
der Aufsichtsbehörde erfragt beziehungsweise von dieser mitgeteilt werden.

(3) Die Angaben nach den Absätzen 1 und 2 sind durch die zuständige Aufsichtsbehörde zu 
aktualisieren.

§ 4

Personalakten

(1) In die über den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur bei der Aufsichtsbehörde zu 
führende Personalakte sind folgende Unterlagen aufzunehmen:
1. die Unterlagen des Antrages nach § 1 Absätze 2 und 3,
2. der Nachweis der Deckungszusage nach § 1 Absatz 5,
3. die Niederschrift der Vereidigung nach § 1 Absatz 6,
4. die Kopie der Bestellungsurkunde und die Empfangsbescheinigung nach § 1 Absatz 7,
5. die ÖbVI-Nummer nach § 1 Absatz 8,
6. die Anzeige einer Vertretung bzw. die Bestellung einer Vertretung durch die Aufsichtsbehörde 
gemäß § 12 ÖbVIGNRW,
7. die Anzeige über die Verlegung der Geschäftsstelle und
8. die Vermessungsgenehmigungen
sowie die wesentlichen Unterlagen 
9. zu Ahndungsmaßnahmen nach § 15 ÖbVIGNRW,
10. zur Kooperation nach § 13 ÖbVIGNRW,
11. zu den Geschäftsprüfungen,
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12. zum Erlöschen der öffentlichen Bestellung nach § 6 ÖbVIG NRW und
13. zur Abwicklung nach § 7 ÖbVIGNRW.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur führt die Personalakte über seinen 
Beschäftigten. Sie hat mindestens folgende Unterlagen zu enthalten: 
1. den Nachweis über die Schul- und Berufsausbildung,
2. den Arbeitsvertrag,
3. die Niederschrift über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach § 3 Absatz 2 ÖbVIG NRW,
4. die Bescheide zur Vermessungsgenehmigung,
5. den Nachweis über Belehrungen (zum Beispiel Sicherheitsbelehrung) und
6. den Nachweis über die Bevollmächtigung gemäß § 8 Absatz 6 Satz 1.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur führt die Personalakte über seinen 
Auszubildenden. Sie hat unbeschadet anderweitiger gesetzlicher Regelungen folgende Unterlagen 
zu enthalten:
1. den Nachweis über die Schulausbildung,
2. die Zeugnisse über die Beschäftigung nach der Schulausbildung, 
3. soweit erforderlich, das Einverständnis des gesetzlichen Vertreters, 
4. soweit erforderlich, die Bescheinigung über die gesundheitliche Betreuung nach dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz, 
5. soweit erforderlich, ein Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde nach dem 
Bundeszentralregistergesetz, 
6. die Niederschrift über die Verpflichtung zur Verschwiegenheit nach § 3 Absatz 2 ÖbVIG NRW, 
7. den Ausbildungsvertrag, 
8. die Abschriften der Berufsschulzeugnisse und 
9. alle sonstigen nach den Ausbildungsverordnungen geforderten Nachweise und Unterlagen.

(4) Die Personalakte ist vertraulich zu behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. Die 
Personalakte des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs ist mit Erlöschen der Bestellung zu 
schließen und solange von der Aufsichtsbehörde aufzubewahren, bis eine erneute Bestellung zum 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nicht mehr möglich ist. Die Personalakte des 
Beschäftigten oder Auszubildenden ist mit dessen Ausscheiden zu schließen und fünf Jahre lang 
aufzubewahren. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist ist die Personalakte zu vernichten. Die 
gemäß § 3 bekannt gegebenen Daten sind nicht zu löschen.

(5) Die betroffene Person hat das Recht, die über sie geführte Personalakte in den Diensträumen 
der aufbewahrenden Stelle einzusehen. Soweit Gründe nicht entgegenstehen, können Kopien oder 
Ausdrucke der zur Person gespeicherten Daten gefertigt werden. Entsprechende Rechte sind auch 
einem Bevollmächtigten zu gewähren.

Abschnitt 2

Berufsausübung

§ 5

Berufshaftpflichtversicherung

(1) Die Pflichtversicherung nach § 1 Absatz 4 ÖbVIG NRW ist zur Deckung der sich aus der 
Berufstätigkeit des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs ergebenden Haftpflichtgefahren 
abzuschließen und aufrecht zu erhalten. 

(2) Die Höhe der Versicherungssumme hat sich nach dem Geschäftsumfang und der Art der 
überwiegend zu erledigenden Anträge zu bemessen. Die Mindestdeckungssumme pro Schadensfall 
muss 1 500 000 Euro für Personenschäden sowie 500 000 Euro für Sach- und Vermögensschäden 
betragen. Dabei müssen für beide Risiken mindestens zwei Schadensfälle pro Versicherungsjahr 
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abgesichert sein. Die Nachhaftungsversicherung muss mindestens für den Zeitraum von dreißig 
Jahren nach Erlöschen der Bestellung sichergestellt sein. 

(3) Bei Kooperationen nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 ÖbVIG NRW gilt Absatz 2 für jeden 
einzelnen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur. Zudem ist § 13 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 
ÖbVIG NRW zu beachten.

(4) Sobald der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur die Pflichtversicherung abgeschlossen 
hat, ist der Aufsichtsbehörde eine Versicherungsbestätigung zum Versicherungsschein vorzulegen.

(5) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die Änderung der Versicherungssumme, den 
Wechsel des Versicherers und eine Kündigung der Versicherung der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen und eine Versicherungsbestätigung vorzulegen.

(6) Die zuständige Stelle, an die der Versicherer Anzeigen nach § 117 Absatz 2 des 
Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631), das zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 20. September 2013 (BGBl. I S. 3642) geändert worden ist, zu richten 
hat, ist die Aufsichtsbehörde.

§ 6

Kostenbeitrag

Für die Leistungen des Landes gemäß § 14 Absatz 7 ÖbVIG NRW wird von der Aufsichtsbehörde 
zum 20. Februar eines jeden Jahres ein Kostenbeitrag in Höhe von 200 Euro von jedem zu diesem 
Zeitpunkt zugelassenen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur vom Geschäftskonto (§ 7 
Absatz 2 Nummer 4) eingezogen. Hierzu hat jeder Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur der 
Aufsichtsbehörde eine Einzugsermächtigung zu erteilen.

§ 7

Geschäftsstelle

(1) Die Ausstattung der Geschäftsstelle muss eine ordnungsgemäße Berufsausübung nach den 
Erfordernissen des Gesetzes und dieser Verordnung gewährleisten. Insbesondere muss die 
Ausstattung dem aktuellen technischen Standard entsprechen und die Fortführung des 
Liegenschaftskatasters nach den Vorgaben der geltenden Verwaltungsvorschriften sicherstellen.

(2) Zur Mindestausstattung der Geschäftsstelle gehören:
1. ein zur Berufsausübung geeigneter eigenständiger Geschäftsraum,
2. die zur Berufsausübung nach § 1 Absatz 2 ÖbVIG NRW erforderlichen 
Vermessungsinstrumente und die erforderliche Hard- und Software,
3. die Hard- und Software zur elektronischen Kommunikation und
4. ein separates Geschäftskonto (Bankkonto), auf dem die Einnahmen aus den Amtshandlungen 
nach § 1 Absatz 2 ÖbVIGNRW verbucht sowie der Kostenbeitrag nach § 6 abgebucht werden. 

(3) Werden neben den Räumen der Geschäftsstelle auch andere, von der Geschäftsstelle örtlich 
getrennte Räume benutzt, so dürfen diese nicht durch Hinweise auf die Berufsausübung 
gekennzeichnet sein. Sie dürfen lediglich für interne Arbeiten und nicht als Zweigstelle genutzt 
werden.

(4) Die Einrichtung oder Verlegung der Geschäftsstelle darf nicht mehr als zweimal in den Medien 
in einer sachgerechten Form angezeigt werden.

§ 8

Geschäftsführung
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(1) Jeder Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat ein automatisiertes Geschäftsbuch zu 
führen, das geeignet ist, über seine Geschäftsvorgänge nach den §§ 1 und 2 ÖbVIG NRW 
insbesondere im Interesse der Aufsicht, Vertretung und Abwicklung übersichtlich, vollständig und 
aktuell zu informieren. Werden die zum Geschäftsbuch gehörenden Informationen in 
verschiedenen Programmen, Verzeichnissen und Dateien geführt, so sind diese zu verknüpfen. Bei 
einer Bürogemeinschaft nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 ÖbVIG NRW kann ein gemeinsames 
Geschäftsbuch geführt werden, soweit die eindeutige Zuordnung zum jeweiligen 
Kooperationspartner sichergestellt ist. Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur stellt der 
Aufsichtsbehörde Auswertungen des Geschäftsbuchs anforderungsgerecht zur Verfügung.

(2) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflichtet, alle bei der Durchführung der 
Amtshandlungen entstandenen Daten und Unterlagen übersichtlich geordnet aufzubewahren. Er hat 
für den Fall einer Abwicklung den Zugang insbesondere auch zu den geschützt aufbewahrten 
Daten und Unterlagen sicherzustellen. Die Ablagemerkmale sind eindeutig mit dem Geschäftsbuch 
zu verknüpfen. Soweit Originale abgegeben werden müssen, sind digitale oder analoge Kopien 
anzufertigen. Bei Bedarf sind die Daten und Unterlagen analog bereitzustellen. Die 
Aufbewahrungsfrist der Daten und Unterlagen beträgt zehn Jahre; die Frist beginnt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Vorgang abschließend bearbeitet worden ist.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat der Aufsichtsbehörde bis zum 31. Januar 
jeden Jahres über seine Berufsausübung im jeweils vorangehenden Kalenderjahr zu berichten. 
Form und Inhalt des Berichts werden von dem für diese Verordnung zuständigen Ministerium 
festgelegt. 

(4) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich über 
gegen ihn erhobene Klagen sowie über den Ausgang des Rechtsstreits zu informieren, soweit dies 
für die Wahrnehmung der Aufsicht nach § 14 ÖbVIG NRW von Bedeutung sein kann. Zeitgleich 
hat er die Katasterbehörde darüber zu unterrichten, soweit die Führung des Liegenschaftskatasters 
betroffen ist.

(5) Kostenansprüche dürfen
1. auf Antrag gestundet werden, wenn die Beitreibung mit erheblicher Härte für den 
Anspruchsgegner verbunden wäre und der Anspruch nicht durch die Stundung gefährdet wird, 
2. niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Beitreibung keinen Erfolg haben wird, oder 
wenn die Kosten der Beitreibung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen, aber 
3. nicht erlassen werden.
In den Fällen der Nummer 1 soll die Stundung der Kostenansprüche maximal auf zwei Jahre 
begrenzt werden. Die Kostenansprüche sind mit zwei Prozentpunkten über dem jeweils geltenden 
Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu verzinsen. Die Stundung kann 
widerrufen werden. Zudem kann die Zahlung der Gesamtkosten in Teilbeträgen gewährt werden.
Über die Stundungen und Niederschlagungen ist der Aufsichtsbehörde auf deren Verlangen zu 
berichten. Niederschlagungen über zehn Euro dürfen nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
erfolgen.

(6) Vom Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur eingesetzte Fachkräfte dürfen in seinem 
Namen Vermessungsunterlagen und Eigentümerangaben beantragen, soweit der Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieur diese Person dazu nachweislich bevollmächtigt hat (§ 4 Absatz 2 
Nummer 6). Bei Beantragungen über Internet-Portale müssen diese sicherstellen, dass neben dem 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nur bevollmächtigte Personen Zugang erhalten. Bei 
Offline-Beantragungen ist die Bevollmächtigung der Katasterbehörde mitzuteilen.

(7) Soweit Gesellschaften gebildet werden sollen, bleibt die Wahl der Gesellschaftsform bei 
Tätigkeiten gemäß § 2 ÖbVIGNRW dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur unter 
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Beachtung der Berufspflichten überlassen; bei Tätigkeiten nach § 1 Absatz 2 ÖbVIG NRW ist dann 
nur die Gesellschaftsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zulässig.

§ 9
Werbung

(1) Über § 3 Absatz 4 ÖbVIG NRW hinausgehende werbende Handlungen, die das Ansehen der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure schädigen oder das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in die eigenständige, unabhängige, unparteiische, fachgerechte und ordnungsgemäße 
Aufgabenwahrnehmung in Frage stellen, sind unzulässig (berufswidrige Werbung). Eine 
berufswidrige Werbung liegt auch dann vor, wenn sie gegen bestehende wettbewerbs-, berufs- und 
vergütungsrechtliche Vorschriften verstößt.

(2) Eine berufswidrige Werbung liegt insbesondere vor, wenn
1. sie über die Erfüllung der Beratungspflicht hinaus auf die Erteilung eines bestimmten Auftrags 
oder Gewinnung eines bestimmten Auftraggebers gerichtet ist,
2. sie den Eindruck der Gewerblichkeitvermittelt und den Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur oder seine Dienste anpreisend hervorhebt, 
3. sie eine wertende oder vergleichende Selbstdarstellung des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs oder seiner Dienste enthält,
4. der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ohne besonderen Anlass direkt an einen 
potenziellen Antragsteller herantritt oder
5. es sich um irreführende Werbung handelt.

(3) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur darf eine berufswidrige Werbung für sich durch 
Dritte nicht dulden.

(4) Bezeichnungen, die auf eine frühere Beamteneigenschaft oder eine frühere Berufstätigkeit 
hinweisen, dürfen nicht geführt werden.

(5) Gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 ÖbVIGNRW ist die Berufsbezeichnung ausschließlich auf die 
Person des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs bezogen und erstreckt sich auf die 
Berufsausübung nach den §§ 1 und 2 ÖbVIG NRW. Die Berufsbezeichnung darf von ihm jedoch 
nicht verwendet werden, wenn er hierdurch gegen das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 (BGBl. I S. 254), das zuletzt durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3714) geändert worden ist, verstoßen würde. Bei 
Kooperationen nach § 13 Absatz 1 Nummer 3 ÖbVIG NRW darf er die Berufsbezeichnung nur 
dann verwenden, wenn deutlich erkennbar ist, dass sie nur seiner Person zugeordnet wird.

Abschnitt 3
Aufsicht

§ 10
Prüfung und Überwachung

(1) Der Aufsichtsbehörde obliegt die Prüfung und Überwachung der Berufsausübung des 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs. Eine Prüfung soll in der Regel innerhalb der ersten 
drei Jahre nach der öffentlichen Bestellung und anschließend alle fünf Jahre erfolgen.
Eine Prüfung kann zudem erfolgen 
1. auf Antrag des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs, 
2. aus gegebenem Anlass oder
3. in Form einer Prüfungsvermessung. 

(2) Die Prüfung wird von einem Beamten des höheren vermessungstechnischen 
Verwaltungsdienstes der Aufsichtsbehörde vorgenommen; weitere Mitarbeiter können 
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hinzugezogen werden. Soweit die Aufsichtsbehörde nicht anders entscheidet, ist der Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieur zur Anwesenheit verpflichtet. Der Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieur soll über eine beabsichtigte Prüfung informiert werden, soweit dies nicht 
dem Zweck der Prüfung entgegensteht. 

(3) Der Prüfungsbeamte fertigt über das Ergebnis der Prüfung eine Niederschrift. Soweit sich aus 
der Prüfung Beanstandungen ergeben, trifft die Aufsichtsbehörde nach Anhörung des Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs die erforderlichen Anordnungen zu deren Behebung. Neben den 
Beanstandungen können Wertungen und Hinweise in die Niederschrift aufgenommen werden.

(4) Zum 1. März jeden Jahres berichten die Aufsichtsbehörden dem für dieses Berufsrecht 
zuständigen Ministerium über die wesentlichen Ergebnisse der Aufsicht.

(5) Die Aufsichtsbehörde darf sich jederzeit über die Berufsausübung des Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs berichten lassen. Sie darf insbesondere die Geschäftskonten nach § 7 
Absatz 2 Nummer 4 oder vergleichbare Nachweise (zum Beispiel Barkasse) einsehen und Auszüge 
daraus verlangen. Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist verpflichtet, auf Anforderung 
der Aufsichtsbehörde Einsicht in die Unterlagen der von ihm abgeschlossenen 
Haftpflichtversicherungen nach § 5 zu gewähren. Über Pflichtverletzungen zu § 5 Absatz 3 Satz 2 
informiert die Aufsichtsbehördedie Ingenieurkammer-Bau. DieIngenieurkammer-Bau unterrichtet 
die Aufsichtsbehörde über ihre getroffenen Maßnahmen.

§ 11

Ahndung von Berufspflichtverletzungen

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht rechtfertigen, dass ein Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur seine Berufspflichten schuldhaft verletzt hat, so ermittelt die 
Aufsichtsbehörde den Sachverhalt von Amts wegen. Der Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieur ist verpflichtet und berechtigt, zur Aufklärung des Sachverhalts 
beizutragen. Werden Berufspflichtverletzungen im Zusammentreffen mit berufsgerichtlichen 
Verfahren nach dem Baukammerngesetz vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 786), das zuletzt 
durch Gesetz vom 9. Dezember 2008 (GV. NRW. S. 774) geändert worden ist, oder mit 
strafrechtlichen Verfahren behandelt, so kann die Aufsichtsbehörde die Ahndungsmaßnahmen 
zurückstellen und über sie unter Berücksichtigung der Ergebnisse dieser Verfahren entscheiden. 

(2) Sind seit der Berufspflichtverletzung mehr als fünf Jahre verstrichen, ist eine Ahndung nicht 
mehr zulässig. Mit der schriftlichen Mitteilung gemäß Absatz 3 wird diese Frist unterbrochen und 
beginnt neu zu laufen; für die Dauer eines gerichtlichen Verfahrens ist der Fristablauf gehemmt.

(3) Beabsichtigt die Aufsichtsbehörde eine Ahndungsmaßnahme, so gibt sie dem Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur die formelle Einleitung des Ahndungsverfahrens unter Angabe 
der ihm zur Last gelegten Berufspflichtverletzung schriftlich bekannt. 

(4) Vor der Festsetzung der Ahndungsmaßnahme ist der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur 
gemäß den Verfahrensgrundsätzen des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 566) geändert worden 
ist, zum ermittelten Sachverhalt und zur vorgesehenen Ahndungsmaßnahme anzuhören. Dazu kann 
er innerhalb eines Monats schriftlich Stellung nehmen. 

(5) Entscheidet die Aufsichtsbehörde, dass sie keine Ahndung vornimmt, so stellt sie das 
Ahndungsverfahren ein und gibt dies dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur schriftlich 
bekannt. Andernfalls setzt sie die Ahndungsmaßnahme fest und gibt diese dem Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur schriftlich bekannt. 
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(6) Wird eine Abweichung vom rechtmäßigen Kostenanspruch (§ 10 ÖbVIG NRW) geahndet, soll 
die Geldbuße mindestens in doppelter Höhe des Abweichungsbetrages festgesetzt werden; die 
Höchstgrenze der Geldbuße kann hierdurch überschritten werden (§ 15 Absatz 2 ÖbVIG NRW). 
Ein unüblich geringes Honorar für die im Zusammenhang mit einer Amtshandlung ausgeführten 
Tätigkeit nach § 2 ÖbVIG NRW ist als Kostenunterschreitung der Amtshandlung zu werten und zu 
ahnden. 

(7) Ist dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen 
nicht zuzumuten, die Geldbuße sofort zu zahlen, so wird ihm eine Zahlungsfrist bewilligt oder 
gestattet, die Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen. Dabei kann angeordnet werden, dass 
die Vergünstigung, die Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu zahlen, entfällt, wenn der 
Betroffene einen Teilbetrag nicht rechtzeitig zahlt.

(8) Die ordnungsgemäße Berufsausübung des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs ist nach 
§ 15 Absatz 3 ÖbVIGNRW nicht mehr gewährleistet, wenn die Aufsichtsbehörde feststellt, dass er 
fortgesetzt gegen das Berufsrecht verstößt; insbesondere wenn sie feststellt, dass er
1. eine von ihr untersagte Zweigstelle oder eine untersagte Kooperation weiterführt,
2. sich gegen Haftpflichtgefahren nicht angemessen versichert hat
3. überwiegend Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 ÖbVIG NRW ausführt oder
4. entgegen § 2 Absatz 3 ÖbVIG NRW einen weiteren Beruf ausübt.

(9) Im Falle der Aufhebung der Bestellung auf Grund von § 6 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 ÖbVIG
NRW sind die Absätze 3 bis 5 entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 4
Schlussbestimmungen

§ 12
Übergangsregelungen

(1) Nach bisherigem Recht erteilte Vermessungsgenehmigungen I und II gelten als 
Vermessungsgenehmigungen nach § 2 dieser Verordnung fort. Nach bisherigem Recht befristet 
erteilte Vermessungsgenehmigungen erlöschen nach Ende der Frist.

(2) Die Umstellung auf ein automatisiertes Geschäftsbuch gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 soll 
spätestens bis zum 1. Januar 2016 erfolgen.

(3) Soweit bisher bestehende Berufshaftpflichtversicherungen nicht den Anforderungen nach § 5 
genügen, sind diese bis spätestens zum 1. Januar 2015 anzupassen.

(4) Die Einziehung des Kostenbeitrags nach § 6 erfolgt erstmalig im Jahr 2015.

§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2014 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 
außer Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten außer Kraft:
1. Die Erste Verordnung zur Durchführung der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure in Nordrhein Westfalen vom 26. August 1965 (GV. NRW. S. 246), die 
zuletzt durch Artikel 15 der Verordnung vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 483) geändert worden 
ist,
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2. die Zweite Verordnung zur Durchführung der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure in Nordrhein-Westfalen vom 4. März 1966 (GV. NRW. S. 95), die zuletzt 
durch Artikel 16 der Verordnung vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 483) geändert worden ist, und
3. die Dritte Verordnung zur Durchführung der Berufsordnung für die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieure in Nordrhein-Westfalen vom 2. Dezember 1966 (GV. NRW. S. 515), die 
zuletzt durch Artikel 17 der Verordnung vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 483) geändert worden 
ist.

Düsseldorf, den 9. September 2014

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen
Ralf J ä g e r

GV. NRW. 2014 S. 491

Daten und Software sind urheberrechtlich und wettbewerbsrechtlich geschützt. Verantwortlich für die Publikation: 
die Redaktion im Ministerium für Inneres und Kommunales NRW.
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 Geltende Erlasse (SMBl. NRW.)  mit Stand vom 16.1.2015

Verwaltungsvorschrift
zum Berufsrecht der Öffentlich bestellten

Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure
(ÖbVI-Erlass)

RdErl. des Ministeriums für Inneres und Kommunales - 36 - 51.01.01 - 2410
v. 14.10.2014

1
Berufsausübung

1.1
Kostenanfragen für Amtshandlungen

(1)  In  der  Gebührenordnung  für  das  amtliche  Vermessungswesen  und  die  amtliche
Grundstückswertermittlung in Nordrhein-Westfalen (Vermessungs- und Wertermittlungsgebührenordnung -
VermWertGebO NRW) vom 5. Juli 2010 (GV. NRW. S. 390), die zuletzt durch Verordnung vom 14. Januar
2013  (GV.  NRW. S.  23)  geändert  worden  ist,  sind  die  Gebühren  für  Amtshandlungen  des  Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieurs nach pauschalierten Merkmalen der Amtshandlungen bemessen, da es
mit  der Stellung des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs als unabhängiger Träger der amtlichen
Vermessungsverwaltung unvereinbar  wäre,  wenn  er  einem Wettbewerbsdruck  ausgesetzt  würde.  Dem
Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieur  ist  es  hiernach  nicht  gestattet,  sich  durch  die  Abrechnung
anderer  Beträge,  die  nicht  in  Einklang mit  der  VermWertGebO NRW  stehen,  Wettbewerbsvorteile  zu
verschaffen.

(2) Infolgedessen sind Ausschreibungen von Amtshandlungen unzulässig, soweit damit  das Ziel verfolgt
wird, von den durch die VermWertGebO NRW für sie festgelegten Gebührensätzen abweichende Angebote
zu erhalten. Hingegen kann eine Umfrage bei mehreren Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren über
die voraussichtliche Höhe der Gebühren und Auslagen sowie über die Möglichkeit der Abwicklung der
Arbeiten,  Termine  usw.  nicht  ausgeschlossen  werden.  Behörden  und  Körperschaften  des  öffentlichen
Rechts  beauftragen  im  Wege  der  freihändigen  Vergabe  unter  Beachtung  der  vergaberechtlichen
Bestimmungen diejenigen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure, die für das betreffende Vorhaben
genügend leistungsfähig sind und die Gewähr dafür bieten, dass die Amtshandlungen in vertrauensvoller
Zusammenarbeit zügig ausgeführt werden.

(3)  Sollen  Kosten  vorab  angegeben  werden,  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  endgültige  Abrechnung
aufgrund  der  tatsächlichen  Gegebenheiten  erfolgt  und  von  der  Vorabschätzung abweichen  kann.  Bei
Ausschreibungen sind voraussichtliche Kosten für hoheitliche und private Leistungen getrennt anzugeben.
Aufgrund  der  Beratungspflicht  ist  auf  sonstige  Kosten,  die  im  Zusammenhang  mit  den  Leistungen
entstehen, hinzuweisen.

1.2
Kostenentscheidungen

(1) Gemäß § 2 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und
-ingenieure  in  Nordrhein-Westfalen  (ÖbVIG  NRW),  das  mit  Artikel  1  des  Zweiten
Katastermodernisierungsgesetzes vom 1. April 2014 (GV. NRW. S. 256) bekanntgegeben worden ist, darf
die  Abrechnung von  Tätigkeiten  nach  §  2  Absatz  1  ÖbVIG  NRW  nicht  in  die  Kostenentscheidung
aufgenommen werden.

(2)  Es  bleibt  dem  Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieur  jedoch  unbenommen,  den  Betrag  der
Kostenentscheidung und  den  Betrag der  Abrechnung der  im Zusammenhang mit  einer  Amtshandlung
ausgeführten  Tätigkeit  nach  §  2  Absatz  1  ÖbVIG  NRW  als  Gesamtsumme  auf  das  Geschäftskonto
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überweisen zu lassen. Dabei muss nachvollziehbar und jederzeit ohne großen Aufwand überprüfbar sein,
welche  Abrechnung  mit  welcher  Kostenentscheidung  in  einem  Betrag  bezahlt  und  dass  die
Kostenentscheidung vollständig beglichen wurde.

(3) Die für die Ermittlung der Höhe der Kostenentscheidung benötigten Angaben, insbesondere die Anzahl
der Personen und die Zeiten bei der Berechnung von Zeitgebühren, sind in den Akten zu dokumentieren.

1.3
Geschäftsbuchführung

(1) Für jede Amtshandlung nach § 1 Absatz 2 ÖbVIG NRW oder weitere Tätigkeit nach § 2 Absatz 1
ÖbVIG NRW  ist  im Geschäftsbuch  eine  fortlaufende,  eindeutige  Geschäftsbuchnummer  zu  vergeben.
Stehen  diese  Leistungen  in  sachlichem  Zusammenhang  oder  werden  sie  örtlich  zusammenhängend
ausgeführt, sind diese Geschäftsbuchnummern gegenseitig zu verknüpfen. Geschäftsbuchnummern können
auch aus anderen Gründen, insbesondere aus betriebsorganisatorischen Gründen, verknüpft werden. Die
Auswertung des Geschäftsbuches nach den Differenzierungen der Absätze 3 und 4 muss gewährleistet sein.

(2) Werden Leistungen gemeinsam beantragt, kann für diese unter Beachtung des Absatzes 1 Satz 4 eine
gemeinsame Geschäftsbuchnummer vergeben werden.

(3) Die Amtshandlungen nach § 1 Absatz 2 ÖbVIG NRW sind zu differenzieren nach:

1. Teilungsvermessung,

2. Sonderung,

3. Grenzvermessung,

4. amtliche Grenzanzeige,

5. Vermessung an langgestreckten Anlagen,

6. Umlegung nach BauGB,

7. Gebäudeeinmessung,

8. amtlicher Lageplan nach § 3 BauPrüfVO NRW,

9. amtlicher Lageplan nach § 17 BauPrüfVO NRW,

10. amtlicher Lageplan nach § 18 BauPrüfVO NRW,

11. sonstige Amtshandlung.

(4) Die Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 ÖbVIG NRW sind zu differenzieren nach:

1. Gebäudeabsteckung,

2. nicht amtlicher Lageplan,

3. sonstige technische Vermessung,

4. vermessungstechnisches Gutachten,

5. Bewertungsgutachten und

6. sonstige privatrechtliche Tätigkeiten.

(5) Für Kostenanfragen sind Geschäftsbuchnummern anzulegen.

(6) Automatisierte Auswertungen und Bereitstellungen sind zu ermöglichen

1. nach den Differenzierungen gemäß der Absätze 3 bis 5 für definierbare Zeiträume,

2. für die Jahresberichte,

3. zum Bearbeitungsstand einer Leistung,

4. zu den Verknüpfungen von Leistungen.

(7) Zu jeder Leistung sind mindestens folgende Angaben aktuell und vollständig zu führen:
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1. im Falle  der Bürogemeinschaft  den Namen des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs,  der die
Leistung ausführt,

2. die Namen und Adressen der Auftraggeber und, soweit erforderlich, der Bevollmächtigten,

3. die Namen und Adressen der Kostenschuldner,

4.alle zutreffenden Kennzeichnungen gemäß der Absätze 3 und 4,

5. ein Flurstückskennzeichen, das die Leistung repräsentiert,

6. das Datum der Auftragsannahme,

7. Angaben zum Bearbeitungsstand, insbesondere, soweit zutreffend, das Datum

a) der (voraussichtlichen) Ausführbarkeit der Gebäudeeinmessung,

b) des Abschlusses der örtlichen Bearbeitung,

c) der Abgabe der Vermessungsschriften an die Katasterbehörde bzw. der beantragten Ergebnisse an
den Auftraggeber,

d) der Übernahme durch die Katasterbehörde (soweit bekannt).

8. Angaben zur Kostenerhebung, insbesondere

a) die  Höhe  der  festgesetzten  Kosten  einschließlich  des  Datums und  der  Kennzeichnung des
Kostenbescheides,

b) die  Höhe  der  vereinnahmten  Kosten  einschließlich  des  Datums  der  Kostenzahlung (auch
Sicherheitsleistungen für zurückgestellte Abmarkungen).

9. Bemerkungen zum Bearbeitungsstand und zur Kostenerhebung (z.  B. Rücknahme oder Abbruch der
Amtshandlung nach § 1 Absatz 2 ÖbVIG NRW oder weiteren Tätigkeit nach § 2 Absatz 1 ÖbVIG NRW,
Mahnungen,  Vollstreckungsmaßnahmen,  Stornierungen  von  Kostenbescheiden,  Insolvenz  des
Auftraggebers, anhängige Gerichtsverfahren mit Datum der Klageerhebung, Aktenzeichen der jeweiligen
Gerichte und Rechtskraft der Entscheidung).

10. das  Datum  der  abschließenden  Erledigung  (Vermessungsschriften  sind  übernommen,
Kostenforderungen sind endgültig beglichen, Nachholung zurückgestellter Abmarkungen sind erfolgt usw.).

In den Fällen des Absatzes 4 Nummern 3 bis 6 müssen die Angaben nicht geführt werden, soweit der
Aufsichtsbehörde Informationen zur Überprüfung der Berufspflichten nach § 2 Absatz 2 Satz 1 ÖbVIG
NRW und § 11 Absatz 6 Satz 2 der
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen und
-ingenieure in Nordrhein-Westfalen (DVOzÖbVIG NRW) vom 9. September 2014 (GV. NRW. S. 491)
bereitgestellt werden können.

1.4
Dienstsiegel

(1)  Der  Öffentlich bestellte  Vermessungsingenieur  führt  gemäß § 4 Absatz 2  der  Verordnung über  die
Führung des Landeswappens vom 16. Mai 1956 (GV. NRW. S. 163), die zuletzt durch Verordnung vom 4.
September 2012 (GV. NRW. S. 405) geändert worden ist, das kleine Dienstsiegel nach dem Muster 4 der
Anlage  dieser  Verordnung.  Das Dienstsiegel enthält  über  dem Wappen die  ÖbVI-Nummer  gemäß §  1
Absatz 8 DVOzÖbVIG NRW, die Berufsbezeichnung in weiblicher oder männlicher Form im oberen Bogen
und den Namen mit den akademischen Graden im unteren Bogen. Ein Beispiel für ein Dienstsiegel ist in
der Anlage 1 abgebildet.

(2)  Das  Dienstsiegel  darf  nur  bei  Amtshandlungen  verwendet  werden.  Der  Öffentlich  bestellte
Vermessungsingenieur  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  jede  missbräuchliche  Verwendung des  Dienstsiegels
ausgeschlossen ist.

(3)  In  einer  Bürogemeinschaft  führt  jeder  Öffentlich  bestellte  Vermessungsingenieur  ein  eigenes
Dienstsiegel.
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(4) Der Vertreter des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs führt das Dienstsiegel des Vertretenen. Er
hat seine Unterschrift mit dem Zusatz „in Vertretung“ zu versehen.

(5) Der nach § 7 Absatz 5 ÖbVIG NRW beauftragte Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur führt sein
eigenes Dienstsiegel. Er hat  seine Unterschrift  mit  dem Zusatz „in Abwicklung der Geschäftsstelle  des
Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieurs  (Name)“  zu  versehen.  In  Vertretungsfällen  bei  einer
Abwicklung (§ 12 ÖbVIG NRW) ist auch der Zusatz gemäß Absatz 4 ergänzend zu verwenden.

(6)  Der  Öffentlich  bestellte  Vermessungsingenieur  darf  nur  ein  Exemplar  des  Dienstsiegels  als
Farbdruckstempel führen. Ein Abdruck dieses Dienstsiegels ist der Aufsichtsbehörde vor der Verwendung
zur Überprüfung auf Einhaltung der Vorgaben vorzulegen. 

(7)  Über  den  Verlust  des  Dienstsiegels  ist  der  Aufsichtsbehörde  unter  Darlegung  der  Umstände  zu
berichten. Um dem Missbrauch eines abhanden gekommenen Dienstsiegels zu begegnen, sind im neuen
Dienstsiegel nach der ÖbVI-Nummer zusätzlich ein Minuszeichen und eine laufende Nummer (1 für den
ersten Ersatz usw.)  einzusetzen.  Die  Katasterbehörden werden durch die  Aufsichtsbehörde  gemäß § 3
DVOzÖbVIG NRW informiert.

(8) Das Dienstsiegel ist der Aufsichtsbehörde zur Vernichtung zu übergeben, wenn

1. die öffentliche Bestellung erloschen ist oder

2. es durch ein neu gefertigtes Exemplar ersetzt wurde.

1.5
Landeswappen

(1) Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur kann gemäß § 8 Absatz 1 und 2 der Verordnung über die
Führung des Landeswappens das Gebäude, in dem sich die Geschäftsstelle befindet sowie den Eingang zur
Geschäftsstelle im Gebäude durch ein Amtsschild nach dem Muster 7 der Anlage zur Verordnung über die
Führung des Landeswappens kenntlich machen. Das Muster enthält das farbige Landeswappen, darunter
die Berufsbezeichnung („Öffentlich bestellter“ in der ersten Zeile, „Vermessungsingenieur“ in der zweiten
Zeile) in weiblicher oder männlicher Form und den Namen mit den akademischen Graden (in der dritten
Zeile).  Bei  Bürogemeinschaften  nach  §  13  Absatz  1  Nummer  1  ÖbVIG NRW  kann  ein  Amtsschild
entsprechend dem Muster 8 der Anlage zur Verordnung über die Führung des Landeswappens verwendet
werden.

(2)  Wird  von  der  Anbringung eines  Amtsschildes  abgesehen,  so  soll durch  ein  Namensschild  auf  die
Geschäftsstelle hingewiesen werden, dass die Berufsbezeichnung und den Namen des Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieurs sowie das Landeswappen in abgewandelter Form enthält. Entsprechendes gilt für
Bürogemeinschaften.

(3) Wurde die Geschäftsstelle verlegt, so sind das Amtsschild oder das Namensschild von der bisherigen
Geschäftsstelle  zu  entfernen;  ein  entsprechender  Hinweis  auf  die  Verlegung  der  Geschäftsstelle  ist
spätestens ein Jahr nach der Verlegung zu entfernen.

(4) Die Amtsschilder oder Namensschilder sind zu entfernen, wenn die öffentliche Bestellung erloschen ist.

(5) Das Landeswappen ist ausschließlich für das Dienstsiegel und das Amtsschild und das Landeswappen
in abgewandelter Form in allen Fällen der hoheitlichen Berufsausübung zu verwenden. Hinsichtlich deren
Ausgestaltung sind die Leitlinien zum Nordrhein-Westfalen-Design zu beachten. Für die Kennzeichnung
der Kraftfahrzeuge soll eine Beschriftung nach dem Muster der Anlage 1 verwendet werden.

2
Aufsicht

2.1
Bestellung

(1) Für den Personalbogen zum Antrag auf  Bestellung zum Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur
gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 3 DVOzÖbVIG NRW ist das Muster nach Anlage 2 zu verwenden.

(2) Für die  Niederschrift  zur  Vereidigung gemäß § 1 Absatz 6 DVOzÖbVIG NRW ist  das Muster  der
Anlage 3 zu verwenden.
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(3)  Die  Gestaltung der  Bestellungsurkunde  zum Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieur  nach  §  4
Absatz 1 ÖbVIG NRW erfolgt anhand der verbindlichen Leitlinien zum Nordrhein-Westfalen-Design für
Landes-Urkunden. Hiernach ist ein Vordruck mit dem blind geprägten Wort „Urkunde“  sowie dem blind
geprägten Staatswappens des Landes Nordrhein-Westfalen sowie den farblichen Guillochen zu verwenden.
Auf diesem Vordruck wird zwischen dem geprägten Wort „Urkunde“ und dem geprägten Staatswappen der
Text entsprechend dem nachfolgenden Muster eingefügt:

„Gemäß § 4 Absatz 1 des Gesetzes über die Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieurinnen und -ingenieure

in Nordrhein-Westfalen bestelle ich

Frau Dipl.-Ing. Bettina Mustermann
mit Wirkung vom Datum      zur

Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurin

- ÖbVI-Nummer 1234 -

Düsseldorf, den Datum      “

Der Name „Frau Dipl.-Ing. Bettina Mustermann“ wird dabei durch Fettschrift und in vergrößerter Schrift
und  die  Berufsbezeichnung  „Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieurin“  durch  Fettschrift
hervorgehoben.

(4) Für den Personalbogen zum Antrag auf Erteilung einer Vermessungsgenehmigung gemäß § 2 Absatz 5
DVOzÖbVIG NRW ist das Muster nach Anlage 4 zu verwenden.

(5)  Die  Zuordnung der  ÖbVI-Nummer  erfolgt  fortlaufend.  Aufgrund  der  Abgrenzungen  der  ALKIS-
Schlüssel für Dienststellen sollen jedoch keine ÖbVI-Nummern von 1000 bis 5999 vergeben werden. 

2.2
Berichte an die zuständige Aufsichtsbehörde

(1)  Gemäß  §  8  Absatz  3  DVOzÖbVIG  NRW  hat  der  Öffentlich  bestellte  Vermessungsingenieur  der
Aufsichtsbehörde zum 31. Januar jeden Jahres über seine Berufsausübung im vergangenen Geschäftsjahr
zu  berichten.  Die  den  jeweiligen  Erfordernissen  angepassten  Inhalte  der  Berichte  werden  durch  die
Aufsichtsbehörde in Abstimmung mit dem zuständigen Ministerium landesweit einheitlich vorgegeben.

(2) Die Berichte sollen enthalten:

1. Berichtsjahr, Name, Kontaktdaten (Adresse, Telefon- und Faxnummer, E-mail-und Internetadresse) und
ÖbVI-Nummer des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs.

2. Mitgliedschaft in Berufsverbänden (freiwillige Angabe).

3. Anzahl  des  beschäftigten  Personals  aufgeschlüsselt  in  Vermessungsassessoren,  sonstige  Ingenieure
(Universitäts-  und  Fachhochschulabsolventen  (Master  und  Bachelor),  Vermessungstechniker  (u.  a.
staatliche  geprüfte  Vermessungstechniker),  Geomatiker,  Messgehilfen,  sonstige  Angestellte  und
Auszubildende. Auf Teilzeitkräfte ist mit den entsprechenden Angaben (z. B. 0,5) hinzuweisen.

4. Tätigkeitsanteile in ganzen Prozenten zu den Differenzierungen gemäß Nummer 1.3 Absätze 3 und 4.

5. Zu jeder Amtshandlung und Tätigkeit gemäß Nummer 1.3 Absätze 3 und 4 ist jeweils die Anzahl des
Bestandes  aus  dem Vorjahr,  der  neu  hinzugekommenen,  der  nach  Nummer  1.3  Absatz 7  Nummer  7
Buchstabe  c  erledigten  und  der  dementsprechend  noch  nicht  erledigten  Aufträge  anzugeben.  Bei
Gebäudeeinmessungen ist die Anzahl der noch nicht ausführbaren sowie der ausführbaren, aber noch nicht
ausgeführten Aufträge zusätzlich anzugeben. Die Anzahl der Verfahren mit zurückgestellten Abmarkungen
ist pro Kalenderjahr, in dem sie zurückgestellt wurden, anzugeben.

6. Ausstattung der Geschäftsstelle bezüglich des Geschäftsbuchs, der ALKIS-Software und der sonstigen
geodätischen Programme.

7. Höhe  der  aktuellen  Haftpflichtversicherungssummen  gemäß  §  5  DVOzÖbVIG  NRW  sowie  eine
Kurzbeschreibung der Schadensfälle.
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8. Anzahl aller anhängigen Verwaltungsgerichtsklagen, differenziert in Kostenangelegenheiten und sonstige
Verwaltungsakte sowie weitere die Berufsausübung betreffenden Klagen.

9. Eingesetzte Vermessungsinstrumente (Totalstationen, GPS-Empfänger und Digitalnivelliere) und deren
Kalibrierungsdatum bzw. Datum der letzten Wartung.

10. Aussage des Öffentlich bestellten Vermessungsingenieurs, dass zwischenzeitlich keine Gründe nach § 6
Absatz 3 Nummer 2 bis 4 ÖbVIG NRW vorliegen.

(3)  Die  Berufsverbände  der  Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieure  erhalten  eine  landesweite
statistische  Auswertung aus diesen Angaben.

2.3
Berichte an das zuständige Ministerium

(1) Gemäß § 10 Absatz 4 DVOzÖbVIG NRW haben die Aufsichtsbehörden dem für das Berufsrecht der
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure  zuständigen  Ministerium zu berichten.  Die  Berichte  sollen
Entwicklungen und Tendenzen aufzeigen, die für das Berufsrecht und dessen Umsetzung von Bedeutung
sind.

(2)  Den  Berichten  sind  zudem standardisierte  Angaben  zu  Aufsichtsmaßnahmen  über  die  Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieure beizufügen. Insbesondere die Anzahl der:

1. Geschäftsprüfungen,

2. Teilgeschäftsprüfungen,

3. Verweise, Geldbußen und Aufhebungen der Bestellung,

4. Weisungen,

5. Klagen vor den Verwaltungsgerichten (differenziert nach Abmarkungen, Gebühren, Weisungen),

6. Klagen vor dem Oberverwaltungsgericht (differenziert nach Abmarkungen, Gebühren, Weisungen),

7. zu entscheidenden Meinungsverschiedenheiten zwischen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren
und Katasterämtern,

8. Tagungen mit den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren,

9. Dienstbesprechungen mit einzelnen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren,

10. Dienstbesprechungen mit der Ingenieurkammer-Bau,

11. anhängige Abwicklungen.

3
Übergangsregelungen

(1) Die Umstellung der bisherigen Geschäftsbuchführung auf die Regelungen der Nummer 1.3 Absätze 1
bis 7 ist  in Anlehnung an die Übergangsregelung nach § 12 Absatz 2 DVOzÖbVIG NRW durchzuführen.

(2)  Die  aus  Nummer  1.5  Absatz  5  resultierenden  Änderungen  sollen  bei  sich  bietender  Gelegenheit
umgesetzt werden.

(3) Die Anforderungen der Nummern 2.2 und 2.3 sind erstmalig für das Berichtsjahr 2015 anzuhalten.

4
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

(1) Dieser Runderlass tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten folgende Runderlasse außer Kraft:

- Zulassung von Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren, RdErl. des Ministers für Landesplanung,
Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 30.8.1965 (SMBl NRW 71340)

-  Geschäftsführung  der  Öffentlich  bestellten  Vermessungsingenieure,  RdErl.  des  Ministers  für
Landesplanung, Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 7.3.1966 (SMBl NRW 71340)
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- Prüfung der Geschäftsführung bei den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren, RdErl. des Ministers
für Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 8.10.1968 (SMBl NRW 71340)

-  Ausführung von  Katastervermessungen,  RdErl.  des  Ministers  für  Landesplanung,  Wohnungsbau  und
öffentliche Arbeiten vom 5.4.1962 (SMBl NRW 71342)

- Vergabe von Aufträgen an Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, RdErl. des Innenministers vom
6.2.1975 (SMBl NRW 71342)

- Führung des Landessiegels durch die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure, RdErl. des Ministers
für Landesplanung, Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 7.1.1966 (SMBl NRW 1132)

MBl. NRW. 2014 S. 631.

Anlagen :

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3

Anlage 4
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